
2. Abschnitt 

Ziviltechnikergesellschaften 

Gesellschaftszweck 

§ 23. 

(1) Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen dürfen Ziviltechniker zum 

ausschließlichen Zweck dauernder Ausübung des Ziviltechnikerberufes jegliche Art von 

Personen- und Kapitalgesellschaften des Unternehmensrechts, die in das Firmenbuch 

eingetragen werden können, bilden. 

(2) Ziviltechnikergesellschaften üben selbst den Beruf des Ziviltechnikers aus. 

(3) Die Bildung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechtes mit Gewerbetreibenden ist nur 

zulässig, wenn diese zu ausführenden Tätigkeiten nicht berechtigt sind. Eine solche 

Gesellschaft unterliegt nicht den Bestimmungen dieses Abschnittes. 

Befugnis 

§ 24. 

(1) Die Befugnis zur Ausübung des Ziviltechnikerberufes wird vom Bundesminister für 

Digitalisierung und Wirtschaftsstandort auf Antrag der Gesellschaft für einen bestimmten 

Sitz verliehen. Gesellschaften, die ihre Rechtspersönlichkeit erst durch spätere 

Eintragung in das Firmenbuch erlangen, sind im Verfahren über die Verleihung der 

Befugnis parteifähig und von den vorgesehenen Organen zu vertreten. 

(2) Die Befugnis ist zu verleihen, wenn: 

1. sämtliche Inhalte der beantragten Gesellschaftsbefugnis durch ausgeübte 

Befugnisse von geschäftsführungs- und vertretungsbefugten Ziviltechnikern, die 

Gesellschafter oder Vorstandsmitglieder sind, gesetzmäßig nachgewiesen sind, 

2. der Gesellschaftsvertrag den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes entspricht. 

(3) Ohne Nachweis der Befugnis dürfen Ziviltechnikergesellschaften nicht ins Firmenbuch 

eingetragen werden. 

(4) Ziviltechnikergesellschaften haben jede Änderung des Gesellschaftsvertrages dem 

Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort unverzüglich bekanntzugeben. 

Ziviltechnikergesellschaften haben dazu eine Abschrift des geänderten 

Gesellschaftsvertrags zu übermitteln. 

Erlöschen der Befugnis 

§ 25. 

(1) Die Befugnis erlischt: 

1. mit Verlust der Rechtsfähigkeit oder 

2. sechs Monate nach dem Wegfall einer der für die Erteilung vorausgesetzten 

Befugnisse, sofern diese nicht innerhalb dieser Frist ersetzt wird, oder 

3. durch Änderungen des Gesellschaftsvertrages, die den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes widersprechen, oder 

4. wenn sonstige Umstände eingetreten sind, die den Bestimmungen dieses 

Abschnittes widersprechen. 



(2) Das Erlöschen der Befugnis der Ziviltechnikergesellschaft ist durch Bescheid des 

Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort festzustellen. 

Firma 

§ 26. 

(1) Ziviltechnikergesellschaften müssen ihrer Firma den Zusatz 

„Ziviltechnikergesellschaft“ unter Beachtung der allgemeinen firmenrechtlichen 

Bestimmungen beifügen. Das Wort „Ziviltechniker“ darf mit „ZT“ abgekürzt werden. 

(2) In Geschäftspapieren sind die Namen und Befugnisse aller an der Gesellschaft 

beteiligten Gesellschafter anzuführen. Ist eine interdisziplinäre Gesellschaft mit 

Ziviltechnikern an der Ziviltechnikergesellschaft beteiligt, so sind deren facheinschlägig 

befugte Gesellschafter gesondert anzuführen. 

Gesellschafter 

§ 27. 

(1) Gesellschafter einer Ziviltechnikergesellschaft dürfen sein: 

1. natürliche Personen, 

2. berufsbefugte Ziviltechnikergesellschaften 

3. interdisziplinäre Gesellschaften mit Ziviltechnikern und 

4. Gesellschaften, die in einem Mitgliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat des 

EWR oder der Schweizer Eidgenossenschaft niedergelassen sind, dort den Beruf 

eines freiberuflichen Architekten oder Ingenieurkonsulenten befugt ausüben und 

zu keiner ausführenden Tätigkeit berechtigt sind. 

(2) Gewerbetreibende, deren Tätigkeit der Befugnis einer Ziviltechnikergesellschaft 

fachlich entspricht, sowie geschäftsführungs- und vertretungsbefugte Gesellschafter oder 

leitende Angestellte solcher Gewerbetreibenden dürfen nicht Gesellschafter dieser 

Ziviltechnikergesellschaft sein. 

Treuhandverbote 

§ 28. 

Gesellschafter müssen ihre Gesellschafterstellung im eigenen Namen und für eigene 

Rechnung innehaben und ausüben. Die treuhändige Übertragung und Ausübung von 

Gesellschaftsrechten ist unzulässig. 

Organisationsgrundsätze 

§ 29. 

(1) Geschäftsführer und organschaftliche Vertreter einer Ziviltechnikergesellschaft dürfen 

nur natürliche Personen sein, die Gesellschafter mit aufrechter Befugnis sind. Die 

Gesellschaftsanteile und Stimmrechte der Ziviltechniker mit aufrechter Befugnis an der 

Ziviltechnikergesellschaft müssen unter Berücksichtigung von Gesellschaftsanteilen und 

Stimmrechten an allfällig beteiligten Ziviltechnikergesellschaften und interdisziplinären 

Gesellschaften mit Ziviltechnikern, mindestens 50 Prozent betragen. In Geschäftsfällen, 

in denen fachverschiedene Befugnisse mehrerer Ziviltechniker erforderlich sind, hat der 

Gesellschaftsvertrag einschlägig befugte Geschäftsführer jedenfalls zu gemeinsamem 

Handeln zu verpflichten. 

(2) Über fachliche Fragen der Berufsausübung der Ziviltechnikergesellschaft entscheiden 

in den jeweils zuständigen Gesellschaftsorganen ausschließlich die Gesellschafter mit 



ausgeübter Befugnis. Gegen den Willen jener Gesellschafter, die über die für den 

Gegenstand der Entscheidung fachlich einschlägige Befugnis verfügen, darf keine 

Entscheidung getroffen werden. Fachspezifische Tätigkeiten, insbesondere die 

Ausstellung von Urkunden gemäß § 3 Abs. 3, dürfen in Ziviltechnikergesellschaften nur 

von Ziviltechnikern ausgeübt werden. 

(3) Berufsfremde Gesellschafter sind zur Einhaltung der Standesregeln vertraglich zu 

verpflichten. 

(4) Sofern Ziviltechnikergesellschaften eingetragene Personengesellschaften sind, dürfen 

Gesellschafter, die keine ausgeübte Befugnis haben, nur Kommanditisten sein. 

(5) Sofern Ziviltechnikergesellschaften Aktiengesellschaften sind, hat die Satzung 

ausschließlich Namensaktien vorzusehen. Die Übertragung der Aktien ist an die 

Zustimmung der Hauptversammlung zu binden. Die Hauptversammlung ist zu 

verpflichten, der Übertragung nur unter Beachtung der Vorschriften dieses 

Bundesgesetzes und der Standesregeln zuzustimmen. 

(6) In einer Ziviltechnikergesellschaft kann die Prokura nicht wirksam erteilt werden. 

Anwendung der Bestimmungen des 1. Abschnittes 

§ 30. 

Die Bestimmungen des § 3 Abs. 3 bis 5, § 10, § 13 Abs. 2 hinsichtlich der Verlegung des 

Sitzes und der Genehmigung des neuen Siegels, § 14, § 16 Abs. 1 Z 1, Z 4 und Z 5 und 

Abs. 2, 3, 4 und 10 sind auf Ziviltechnikergesellschaften anzuwenden. 

 


